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Allgemeine Bedingungen 

für die Versorgung mit Wasser 

aus dem Versorgungsnetz der

Gemeinde Anthering

(AVB-Wasser)

I.

Gegenstand, Art und Umfang der Versorgung

Vertragsabschluß und Preise

§ 1

1. Die Gemeinde Anthering, in der Folge „Gemeinde“ genannt, liefert im Rahmen von privat-rechtlichen Verträgen zu nachstehenden „Allgemeinen Bedingung für die Versorgung mit Wasser aus dem Versorgungsnetz der Gemeinde Anthering“ (AVB-Wasser) innerhalb ihres Versorgungsgebietes zu den jeweils festgesetzten angemessenen Preisen Trinkwasser, soweit Trinkwasser ausreichend vorhanden ist. 

2. Die Technischen Bestimmungen bilden einen Bestandteil der Allgemeinen Bedingungen.

3. Anträge auf Anschluß oder Versorgung sind, tunlichst unter Verwendung der vorge-druckten Formulare, schriftlich zu stellen.

4. Die Verträge nach Punkt 1 kommen mit der Annahme des vom Abnehmer rechtsgültigen gestellten Antrages durch die Gemeinde zustande. Die Vertragspartner sind verpflichtet, alle sachverhaltsbezogenen Umstände, die eine Änderung des Vertrages erforderlich machen, einander bekanntzugeben.

5. Bei mehreren Grundstückseigentümern oder Wohnungseigentümern kann der Wasserver-sorgungsvertrag auch mit einem bevollmächtigten Vertreter der Eigentümergemeinschaft abgeschlossen werden.

6. Sind Abnehmer und Grundstückseigentümer nicht identisch, so ist auch die Unterschrift des Grundstückseigentümers, mit der er die auf das Grundstückseigentum bezug-nehmenden Verpflichtungen dieser AVB-Wasser anerkennt, auf den Anträgen erforderlich. In der weiteren Folge dieser AVB-Wasser wird daher der Grundstückseigentümer ebenfalls als Abnehmer bezeichnet. 

7. Die Allgemeinen Bedingungen und die Technischen Bedingung sowie sämtliche Antrag-formulare können bei der Gemeinde unentgeltlich bezogen werden.

8. Änderungen der AVB-Wasser werden dem Abnehmer schriftlich mitgeteilt. Sie gelten als genehmigt, wenn der Abnehmer nach Erhalt dieser Mitteilung nicht innerhalb der in dieser Mitteilung enthaltenen Frist von zwei Wochen schriftlich Widerspruch erhebt.

9. Die Gemeinde verpflichtet sich, den Abnehmer auf sein Verlangen bei seinen Bemühungen zum Sparen von Wasser unentgeltlich zu beraten.

10. Abnehmer im Sinne dieser AVB-Wasser ist jedenfalls jeder, der über eine selbständige Hausanschlußleitung Wasser aus dem Wasserversorgungssystem der Gemeinde entnimmt, wie insbesondere


a)  der Grundstückseigentümer für die über den Wasserzähler für seine Verbrauchsanlage 
     bezogene Wassermenge
b)  der Nutzungsberechtigte von unbebauten Grundstücken,
c)  der Betriebsinhaber,
d) der sonstige Wasserverbraucher.


§ 2

1. Das Trinkwasser muß den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser unter dem Druck zu liefern, der für die einwandfreie Deckung des üblichen Bedarfes in dem betroffenen Versorgungsgebiet erforderlich ist. Die Gemeinde ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftlichen und technischen Gründen zwingend notwendig ist; dabei sind die Belange des Abnehmers möglichst genau zu berücksichtigen.

2. In Fällen höherer Gewalt, in denen eine hygienisch einwandfreie Wasserqualität nicht sicher- gestellt werden kann, wird das vorhandene Wasser, nach allgemeiner Kundmachung, als Nutzwasser geliefert.

3. Sollte die Gemeinde durch behördliche Anordnungen, höhere Gewalt, andere unabwendbare Ereignisse, oder zur Abwendung von Gefahren, zur Durchführung betriebsnotwendiger Arbeiten ganz oder teilweise an der Gewinnung oder Fortleitung von Wasser gehindert sein, ruht die Versorgungsverpflichtung bis zur Beseitigung dieser Hindernisse.

4. Die Gemeinde hat beabsichtigte Sperrungen in ortsüblicher Weise rechtzeitig und unter gebührender Berücksichtigung besonders versorgungsabhängiger Abnehmer anzukündigen. Bei Gefahr in Verzug können Sperrungen auch ohne vorherige Ankündigungen durchgeführt werden.

5. Im Falle einer besonderen Versorgungsabhängigkeit kann durch den Abnehmer die Her- stellung eines möglichst sperrungsunabhängigen Hausanschlusses beantragt werden. Sofern die Ausführung technisch möglich ist, stellt die Gemeinde den gesicherten Hausanschluß her. Die Bestimmungen der Punkt 1 - 4 werden durch  die Herstellung des gesicherten Hausanschlusses nicht berührt. Die mit dem Einbau und gegebenenfalls der Beseitigung der zusätzlichen Absperrarmaturen verbundenen Kosten trägt der Abnehmer.

§ 3

1. Die Gemeinde kann die Wasserlieferung an Abnehmer ablehnen, einschränken oder die

    weitere Belieferung vom Abschluß besonderer Vereinbarungen abhängig machen, soweit

    dies aus betrieblichen Gründen, Fällen höherer Gewalt oder infolge einer über die Trink-

    Wasserversorgung hinausgehende Beanspruchung des Versorgungssystems notwendig ist.

2. In solchen Fällen kann die Gemeinde zur Sicherung des Trinkwasserbedarfes die Wasser-

    lieferung für gewerbliche oder industrielle Zwecke, private oder öffentliche Bäder, Spring-

    brunnen, Kühlzwecke, Reinigung von Verkehrsflächen u. dgl. einschränken oder versagen.

3. Während einer Brandbekämpfung, die eine Wasserentnahme aus dem Versorgungssystem

    erforderlich macht, ist der Wasserbezug für andere Zwecke auf das unumgängliche Mindest-

    maß zu beschränken.

II.

Haftung der Gemeinde

§ 4

1. Für Schäden, die durch das von der Gemeinde gelieferte Wasser entstehen, gelten die 

    Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes.

2. Im übrigen haftet die Gemeinde dem Abnehmer gegenüber nicht für

    a) reine Vermögensschäden;

    b) Schäden, die durch die Nichtlieferung von Wasser entstehen; es sei denn, der Schaden ist 

        durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Gemeinde, deren Organe oder Bedienstete

        verursacht worden.

3. Für Abnehmer, die Unternehmer sind, gilt zusätzlich § 28, Pkt. 1.

III. 

Hausanschlußleitung

§ 5

Die Hausanschlußleitung ist die Verbindung zwischen der Versorgungsleitung und der Verbrauchsanlage des Abnehmers. Sie endet nach dem Absperrventil unmittelbar nach dem Wasserzähler. Das Ende der Hausanschlußleitung ist gleichzeitig die Übergabestelle des Wassers an den Abnehmer.

§ 6

1. Die Hausanschlußleitung wird durch den Abnehmer nach den technischen Bestimmungen

    für die Versorgung mit Wasser der Gemeinde hergestellt.

2. Die Hausanschlußleitung mit Ausnahme des Straßenabsperrventils und der Wasserzähleran-

    lagen ist im Eigentum des Abnehmers.

3. Die Erhaltung und Erneuerung der Hausanschlußleitung erfolgt durch den Abnehmer.

4. Herstellung, Erhaltung, Stillegung und Erneuerung der Hausanschlußleitung dürfen nur 
    durch befugte Gewerbetreibende mit Zustimmung und unter Beaufsichtigung der Gemeinde 
    erfolgen.

5. Die Anbringung von Hinweisschildern für Armaturen, Hydranten u. dgl. auf Anlagen, 
    Zäunen und Objekten des Abnehmers ist von diesen unentgeltlich zu dulden.

6. Abnehmer und Grundstückseigentümer gestatten der Gemeinde, deren Organen sowie von 
    ihr beauftragten Unternehmen das Betreten und Befahren des Grundstücks zur Vornahme 
    von Kontrollen und notwendigen Arbeiten.

§ 7

1. Werkstoff und Dimension der Hausanschlußleitung, die Art und den Ort der Verlegung

    derselben in das zu versorgende Grundstück und in das anzuschließende Gebäude sowie

    die Anbringung der Wasserzähleranlage bestimmt die Gemeinde unter Berücksichtigung

    der Wünsche des Abnehmers, soweit diesen nicht technische Gründe entgegenstehen.

2. Niveauveränderungen, Überbauungen und Pflanzungen von Bäumen und Sträuchern im 

    Bereich von 1 m beiderseits der Hausanschlußleitung bedürfen der schriftlichen Zustimmung

    der Gemeinde. Aufwendungen im Zusammenhang mit der Zustimmung gehen zu Lasten des

    Abnehmers. Wird eine solche Zustimmung nicht eingeholt, haftet die Gemeinde weder für

    Schäden infolge eines Gebrechens der Hausanschlußleitung noch für Schäden, die infolge 

    von Instandhaltungsarbeiten oder Instandsetzungsarbeiten entstehen. Etwaiger Mehrauf-
    wand, der auf die unrechtmäßige Verbauung zurückzuführen ist, wird dem Abnehmer in
    Rechnung gestellt.

§ 8

1. Der Abnehmer hat der Gemeinde die Kosten für allfällige Veränderungen der Hausanschluß-

    leitung, die durch ihn veranlaßt werden, zu ersetzen. Dazu zählen insbesondere die 

    Erweiterung, der Umbau und sonstige Änderungen der Verbrauchsanlage sowie bauliche 

    Veränderungen.

2. Wird durch eine Instandhaltung, Instandsetzung oder Erneuerung der Hausanschlußleitung 
    die Abänderung der Verbrauchsanlage des Abnehmers erforderlich, hat diese auf Kosten des

    Abnehmers zu erfolgen.

§ 9

Die Absperrvorrichtungen an der Hausanschlußleitung vor dem Wasserzähler dürfen nur von Bediensteten der Gemeinde oder deren Bevollmächtigten bedient werden.

§ 10

Der Abnehmer hat für den Wasseranschluß sowie für die Wasserversorgung Anschluß- und

Benützergebühren auf der Grundlage der Förderungsrichtlinie des Landes Salzburg zu ent-

richten.

IV.

Anlagen des Abnehmers

§ 11

1. Die Verbrauchsanlage des Abnehmers umfaßt alle Einrichtungen auf dem bebauten oder un-

    bebauten Grundstück ab dem Absperrventil nach dem Wasserzähler, die der Wasserver-

    sorgung dieses Grundstückes dienen.

2. Soweit für Rohrleitungen, Armaturen und Geräte einschlägig anerkannte Prüfzeichen zuer-

    kannt worden sind, dürfen nur solche Erzeugnisse verwendet werden.

3. Für die ordnungsgemäße Beschaffenheit und Erhaltung der Verbrauchsanlage ist der Ab-

    nehmer verantwortlich, auch wenn die Anlage ganz oder teilweise an Dritte vermietet oder

    sonst zur Benutzung überlassen ist.

§ 12

1. Für die Herstellung eines neuen Wasseranschlusses hat der Abnehmer zugleich mit dem     Antrag auf Anschluß an das Wasserversorgungsnetz, unter Benutzung des aufliegenden     Formulares, eine Beschreibung der geplanten Verbrauchsanlage bzw. auf  Verlangen der    Gemeinde Planunterlagen der Verbrauchsanlage in zweifacher Ausfertigung der Gemeinde    vorzulegen.

2. Die Verbrauchsanlage darf nur durch einen zur Installation von Wasserleitungen befugten    Gewerbetreibenden, unter Einhaltung der einschlägigen Rechtsvorschriften, Technischen    Normen und Regelwerke sowie der Technischen Bedingungen der Gemeinde, hergestellt,    geändert oder instandgesetzt werden.

3. Bei Abänderungen oder Erweiterungen der Verbrauchsanlage des Abnehmers, die eine     wesentliche Änderung des Wasserbedarfes bedingen, Auswirkungen auf die Wasserbe-    schaffenheit in der Verbrauchsanlage haben oder Rückwirkungen auf die Versorgungsanlage befürchten lassen, hat der Abnehmer vor Beginn der betreffenden Arbeiten Beschreibungen und Planunterlagen gem. Pkt. 1 vorzulegen.

4. Die Gemeinde ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Ausführung der Verbrauchsanlage des Abnehmers zu überwachen, Änderungen in der Ausführung nach technischer oder hygienischer Begründung zu verlangen und die Anlage zu überprüfen.

5. Die Gemeinde übernimmt durch den Anschluß der Verbrauchsanlage des Abnehmers an das Versorgungssystem sowie durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Verbrauchsanlage keine Haftung für Mängelfreiheit der Verbrauchsanlage. Dies gilt nicht, wenn die Gemeinde bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat , die eine Gefahr für Leben oder Gesundheit darstellen. 

6. Der Abnehmer ist verpflichtet, jederzeit die Überprüfung der bestehenden oder in Bau befindlichen Verbrauchsanlage durch die Gemeinde zuzulassen. Die Gemeinde ist berechtigt, dem Abnehmer die Behebung etwaiger Mängel innerhalb einer festzusetzenden Frist aufzutragen. Die Kosten für die Mängelbehebung hat der Abnehmer zu tragen. Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den Anschluß oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leben oder Gesundheit ist sie hiezu verpflichtet.

7. Innerhalb der Verbrauchsanlagen ist für den Einbau von Pumpen, Druckerhöhungsanlagen und Armaturen, die Druckstöße erzeugen können, sowie Klima- und Wasseraufbereitungsanlagen, Wärmepumpen, Kühlanlagen, Feuerlöscheinrichtungen, Wassernachbehandlungsgeräten und -anlagen, Wasserkraftmaschinen sowie gewerblichen und sonstigen Anlagen, bei denen Trinkwasser chemisch, physikalisch oder bakteriologisch verändert werden kann, unbeschadet anderer behördlicher Genehmigungen, die schriftliche Zustimmung der Gemeinde einzuholen. Diese wird nur gegen jederzeitigen Widerruf erteilt und kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden. Solche Bedingungen und Auflagen können erforderlichenfalls auch nachträglich vorgeschrieben werden.

8. Änderungen an einer genehmigten Verbrauchsanlage gemäß Pkt. 3 und 7 bedürfen jedenfalls der schriftlichen Zustimmung der Gemeinde. Aufwendungen im Zusammenhang mit der Zustimmung gehen zu Lasten des Abnehmers.

9.  Es wird empfohlen, Geräte, deren ungestörter Betrieb von einem besonderen Wasserdruck,  

     von einer besonderen Wasserqualität und von einer ununterbrochenen Wasserzufuhr 
     abhängt, nur dann einzubauen, wenn sie mit einer automatischen Regelung versehen sind, 
     die abschaltet, wenn die Voraussetzung für den Betrieb dieser Geräte nicht mehr gegeben ‚
     sind.

§ 13

Die Verbrauchsanlage des Abnehmers darf erst nach Fertigstellungsmeldung durch einen zur Installation von Wasserleitungen befugten Gewerbetreibenden, mit der die vorschriftsmäßige Ausführung bestätigt wird und darauffolgender Freigabe durch ein Organ oder einen Beauftragten der Gemeinde, in Betrieb genommen werden. Der Einbau des Wasserzählers und die Öffnung der Absperrvorrichtungen vor dem Wasserzähler erfolgt ausschließlich durch die Gemeinde.

§ 14

1. Die Verbrauchsanlage des Abnehmers hat so beschaffen zu sein, daß die Störungen des Versorgungssystems der Gemeinde oder der Verbrauchsanlage anderer Abnehmer ausgeschlossen sind. 

2. Die an das Versorgungssystem der Gemeinde angeschlossene Verbrauchsanlage des Abnehmers darf in keiner körperlichen und hydraulisch wirksamen Verbindung mit anderen Wasserversorgungs- oder Leitungssystemen (zB. Eigenversorgungs-, Heizungsanlagen) stehen.

3.  Die Verwendung der Hausanschlußleitung sowie der Versorgungsleitungen für die Erdung 

     elektrischer Einrichtungen ist nicht gestattet. Bestehende Erdungen elektrischer Ein- 
     richtungen an metallischen Hausanschlußleitungen, die ohne Vereinbarung erfolgten, sind

     innerhalb einer Frist von einem Jahr nach Inkrafttreten dieser AVB-Wasser oder anläßlich 

     eines betriebsnotwendigen Ersatzes der metallischen Hausanschlußleitung oder Teilen 

     davon durch eine Leitung aus nichtleitendem Material zu Lasten des Abnehmers zu 

     beseitigen und durch andere geeignete Maßnahmen zu ersetzen (siehe auch TVB-Wasser 

     Pkt. 6 - Elektrische Schutzmaßnahmen).

§ 15

Der Anschluß sowie Einbau und Ausbau von Einrichtungen, Armaturen und Geräten jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Abnehmers.

V.

Zählung des Wasserverbrauchs
§ 16

1. Die Gemeinde stellt die vom Abnehmer verbrauchte Wassermenge, soweit  nicht in Sonderfällen eine andere Erfassung und Verrechnung erfolgt, durch von der Gemeinde beigestellte und den Bestimmungen des Maß- und Eichgesetzes, in seiner jeweils gültigen Fassung, entsprechende Wasserzähler fest.

2. Je Hausanschlußleitung wird nur ein Wasserzähler oder eine Wasserzählerkombination zur Verfügung gestellt. Größe, Art und Anzahl der Wasserzähler werden von der Gemeinde bestimmt. Die Wasserzähler sind im Eigentum der Gemeinde.

3. Bereitstellung, Einbau, Austausch, Entfernung, Veranlassung der vorgeschriebenen Eichungen nach den Bestimmungen des Maß- und Eichgesetzes der Wasserzähler sowie alle damit in Zusammenhang stehenden Verrichtungen führt ausschließlich die Gemeinde durch.

4. Für die Bereitstellung und Instandhaltung des Wasserzählers ist vom Abnehmer ein monatliches Entgelt (Meßpreis) zu den jeweils festgesetzten Preisen zu bezahlen. Die Kosten für den erstmaligen Einbau, sowie vom Abnehmer gewünschte Ein- und Ausbauten, hat der Abnehmer zu tragen.

5. Die Verwendung weiterer Wasserzähler (Subzähler) in der Verbrauchsanlage des Abnehmers ist zulässig, doch bleiben Beschaffung, Einbau, Instandhaltung und Ablesung ausschließlich dem Abnehmer überlassen. Subzähler werden von der Gemeinde nicht abgelesen und bilden keine Grundlage für die Abrechnung des Wasserverbrauches mit der Gemeinde.

§ 17

1. Der Abnehmer hat für den Einbau der Wasserzähleranlagen einen geeigneten frostsicheren und zugänglichen Platz entschädigungslos zur Verfügung zu stellen. Bei nicht unterkellerten Objekten oder Grundstücken ist allenfalls durch den Abnehmer auf  seine Kosten ein Wasserzählerschacht nach den Angaben der Gemeinde herzustellen. Der Abnehmer ist verpflichtet, die zum Schutz der Wasserzähleranlage erforderlichen Einrichtungen (Frostsicherung und Einrichtungen gegen Rückfließen von Heißwasser) auf seine Kosten dauernd instandzuhalten. Sollten durch Nichtbeachtung dieser Pflichten Schäden am Wasserzähler entstehen, so hat der Abnehmer sämtliche damit verbundene Kosten (Austausch, Reparatur usw.), zu tragen.

2. Der Abnehmer ist verpflichtet, mit Ausweis versehenen Organen oder Beauftragten der Gemeinde den Zutritt zur Wasserzähleranlage zu gestatten und hat dafür zu sorgen, daß der Wasserzähler ungehindert abgelesen bzw. ausgetauscht werden kann.

3. Ist der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht möglich, kann die Gemeinde einen geschätzten Verbrauch in Rechnung stellen, und zwar bis zur Beseitigung der entgegenstehenden Hindernis durch den Abnehmer.

4. Vorkehrungen und Umstände, die die Ablesung des Wasserzählers erheblich erschweren oder unmöglich machen, sind vom Abnehmer zu beseitigen. Aus diesem Grund anfallende Mehraufwendungen der Gemeinde hat der zu bezahlen.

§ 18

1. Zähler, deren Genauigkeit innerhalb der gesetzlichen Toleranzen liegt, gelten als richtiggehend. Bezweifelt der Abnehmer die Richtigkeit der Zählerangaben, so hat die Gemeinde auf sein Verlangen die Nachprüfung durch das Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen zu veranlassen. Die Kosten der Nachprüfung einschließlich der Nebenkosten der Gemeinde (wie Verpackung, Transport, Ein- und Ausbau des Wasserzählers) hat der Abnehmer zu tragen, wenn das Prüfergebnis innerhalb der gesetzlichen Toleranzen liegt. Liegt das Prüfungsergebnis außerhalb der gesetzlichen Toleranzen, so hat die Gemeinde die Kosten zu tragen.

2. Vorteile aus Verrechnungsfehlern zufolge unrichtiger Zählerangaben hat der daraus bereicherte Vertragspartner zurückzuerstatten. Bei der Ermittlung des zu erstattenden Betrages sind, soweit verläßliche Angaben nicht gemacht werden können, die Verbrauchs-werte vorangegangener Abrechnungsjahre vergleichsweise zu berücksichtigen. Der Berichtigungszeitraum beträgt höchstens drei Jahre.

3. Dem Abnehmer wird empfohlen, in gewissen Abständen die Wasserzähleranlage bzw. die Verbrauchsanzeige des Wasserzählers zu kontrollieren, um gegebenenfalls Wasserverluste in der Verbrauchsanlage oder sonstige Beschädigungen feststellen zu können.

§ 19

1. Der Abnehmer ist verpflichtet, die Wasserzähleranlage vor Beschädigungen, Verschmutzungen, Einwirkung durch Gewalt oder Dritte, Abwässern , Grundwasser, Heißwasser, Hitze und Frost zu schützen.

2. Der Abnehmer hat der Gemeinde Störung, Beschädigungen oder Stillstand des Wasserzählers unverzüglich anzuzeigen.

3. Der Abnehmer darf Änderungen an der Wasserzähleranlage weder selbst vornehmen noch dulden, daß solche Änderungen durch andere Personen als durch Beauftragte der Gemeinde vorgenommen werden. Bei Zuwiderhandeln ist auf Kosten des Abnehmers der ursprüngliche Zustand wieder herzustellen.

4. Entfernung oder Beschädigung von Plomben kann strafrechtlich verfolgt werden. Die Kosten für die Wiederanbringung der Plomben trägt der Abnehmer.

§ 20

Die vom Wasserzähler angezeigte Wassermenge wird, gleichgültig ob sie verbraucht worden oder aus Undichtheiten bzw. Rohrgebrechen nach dem Wasserzähler oder offenstehenden Entnahmestellen ungenützt ausgeflossen ist, als von der Gemeinde geliefert und vom Abnehmer übernommen, verrechnet.

Die dem Abnehmer gelieferte Wassermenge ist Grundlage für die Vorschreibung der Kanalbenützungsgebühr. 

VI.

Haftung des Abnehmers

bei unbefugter Wasserentnahme

§ 21

Wird Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor dem Einbau oder nach dem Ausbau von Wasserzählern vom Abnehmer ungezählt entnommen, so hat er hiefür einen pauschalierten Schadenersatz an die Gemeinde zu leisten. Dieser bemißt sich seiner Höhe nach für die als erwiesen angenommene Dauer des unbefugten Gebrauches, unter Zugrundelegung einer täglich zehnstündigen Wasserentnahme, nach den jeweils gültigen Preisen. Ist die Dauer der unbefugten Wasserentnahme nicht mehr festzustellen, so ist der seit der letzten Wasserzählerablesung verstrichene Zeitraum der Bemessung des Schadenersatzes zugrundezulegen.

VII.

Hydranten und Feuerlöscheinrichtungen

§ 22

1. Die an das öffentliche Versorgungsnetz angeschlossenen Hydranten dienen in erster Linie Feuerlöschzwecken. Die Feuerwehr darf nur geschulte Personen zur Bedienung der Hydranten einsetzen. Sie hat weiters für die im Rahmen der Übungen vorgesehene Wasserentnahme der Gemeinde Entnahmestellen und Dauer der Entnahme zeitgerecht bekanntzugeben. In Brandfällen ist eine entsprechende Meldung an die Gemeinde im nachhinein vorzunehmen.

2. Bei sonstigen Entnahme aus Hydranten für öffentliche Zwecke, zB. Straßensprengungen, Kanalspülungen usw., wird von der Gemeinde festgelegt, welche Hydranten benützt werden dürfen und wie die entnommene Wassermenge ermittelt und verrechnet wird. Für die Bedienung der Hydranten dürfen nur geschulte Personen eingesetzt werden.

3. Die Bewässerung von Grünanlagen aus Hydranten ist nicht zulässig. Bewässerungsanlagen für Grünanlagen sowie öffentliche Auslaufbrunnen und Springbrunnen sind über Wasserzähler anzuschließen.

4. Die Wasserabgabe aus Hydranten für private Zwecke, zB. Bauführungen, Veranstaltungen, usw., erfolgt ausschließlich über Wasserzähler zu nachstehenden Bedingungen:                                                                              

     a) Festlegung der Entnahmestelle und der Dauer der Entnahme durch die Gemeinde

     b) Die Entnahmeeinrichtung (zB. Standrohr, Wasserzähler, Absperrventil) wird von der

         Gemeinde gegen eine Benützungsgebühr zur Verfügung gestellt.

     c) Der Einbau einer Entnahmeeinrichtung, Inbetriebsetzung und die Außerbetriebnahme 

         erfolgt gegen Verrechnung ausschließlich durch die Gemeinde. Der Abnehmer darf nur

         das Absperrventil der Entnahmeeinrichtung, nicht aber den Hydranten selbst,, betätigen.

     d) Die Entnahmeeinrichtung und der Hydrant sind vom Abnehmer gegen Frost zu schützen.

     e) Für alle durch die Benützung verursachten Schäden an der Entnahmeeinrichtung, an 

         Hydranten oder an Dritten haftet der Abnehmer. Schäden sind sofort der Gemeinde zu

         melden.

     f) Die Gemeinde ist berechtigt, vor Beginn der Wasserabgabe eine Kaution für alle daraus

         entstehenden Forderungen zu verlangen.

     g) Die Bewilligung zur Entnahme von Wasser aus Hydranten ist an der Entnahmestelle

         bereitzuhalten.

5. Grundstückseigene Hydranten und Feuerlöscheinrichtungen, sofern sie ohne Wasserzähler                     

    angeschlossen sind, sind grundsätzlich mit Plomben versehen. Sie dürfen nur zu Feuer-

    löschzwecken verwendet werden. Der Abnehmer ist verpflichtet, jede Entfernung oder

    Beschädigung dieser Plomben unverzüglich der Gemeinde zu melden. Die Aufstellung der

    Hydranten ist mit der Feuerwehr abzusprechen.

6. Für die Bereitstellung von Löschwasser, das ausschließlich dem speziellen Objektschutz

    dient, wird dem Nutznießer dieser Löschwassereinrichtung ein Bereitstellungsbeitrag 

    einmal jährlich verrechnet. Dieses von der Gemeinde bereitzustellende

    Löschwasser dient nicht nur der Brandschutzvorsorge im Sinne des sogenannten Grund-

    schutzes - das wäre die Bereitstellung von Löschwasser in Wohn- und Gewerbegebieten -,
    sondern zum speziellen Objektschutz, der im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens von

    der Feuerpolizei vorgeschrieben wurde. Durch den Bereitstellungsbeitrag werden die außer-

    ordentlichen Aufwendungen zur Bereitstellung von Löschwasser abgegolten. Dies sind im

    speziellen die Reservierung einer bestimmten Leistungskapazität im Bereich Gewinnung,

    Transport und Speicherung, sowie Herstellung bzw. Erweiterung von Transport- und

    Versorgungsleitungen und die Erhaltung von speziellen Entnahmeeinrichtungen bis zur 

    Übergabestelle. Die Bestimmungen des § 2 Pkt. 3 werden durch die Verrechnung des

    Bereitstellungsbeitrages nicht berührt.

VII.

Rechnungslegung, Bezahlung, Sicherstellung

§ 23

1. Die Gemeinde hat im Rahmen ihres Teilzahlungsverfahrens dem Abnehmer Quartalsrechnungen in Höhe seiner voraussichtlichen Jahreswasserkosten zu erstellen und am Ende des Abrechnungsjahres an Hand der tatsächlichen Verbrauchswerte die Jahresabrechnung durchzuführen. Aus triftigen Gründen ist die Gemeinde berechtigt, die Verbrauchsabrechnung auch für kürzere Zeiträume zu erstellen.

2. Die Jahresrechnung muß neben den tariflichen Bemessungsgrundlagen und den Einzelpreisen die bereits geleisteten Teilbeträge, den aufgegliederten Rechnungsbetrag, den Ausgleichsbetrag, die Umsatzsteuer, die Höhe der künftigen Quartalsrechnungen und die Verbrauchsveränderung gegenüber dem Vorjahr ausweisen. Sie ist dem Abnehmer auf dem Rechnungsformular und, wenn er dies wünscht, gesondert zu erläutern.

3. Die Wasserrechnungen sind bei Erhalt fällig. Der Betrag muß entweder an den die Rechnung überreichenden Beauftragten der Gemeinde oder bei Zusendung der Rechnung mit der Post innerhalb einer Woche nach Erhalt durch Überweisung (Postanweisung, Abbuchung, Einziehung) auf ein Konto der Gemeinde gebührenfrei entrichtet werden. Mahnspesen und die Kosten weiterer Einbringungsschritte hat der Abnehmer der Gemeinde als Nebenleistung zu ersetzen.

4. Aus triftigen Gründen hat der Abnehmer der Gemeinde Sicherstellung durch eine Vorauszahlung in Höhe von zwei Monatsrechnungen in bar oder durch ein zugunsten der Gemeinde verpfändetes Sparbuch oder durch mündelsichere Wertpapiere oder durch einen Bankgarantiebrief eines inländischen Geldinstitutes zu leisten. Die Gemeinde ist berechtigt, sich nach einmaliger Mahnung aus der Sicherheit nach den gesetzlichen Verwertungsbestimmungen bezahlt zu machen.
Barsicherheiten hat die Gemeinde zum jeweiligen Zinsfuß für kurzfristige Sparguthaben zu verzinsen. Kursverluste beim Verkauf von verpfändeten Wertpapieren gehen zu Lasten des Abnehmers.

IX.
Kündigung, Rechtsnachfolge,
Einstellung der Versorgung
§ 25

1. Der Wasserversorgungsvertrag kann vom Abnehmer mit vierzehntägiger Frist auf das 

    Ende eines Kalendermonats schriftlich gekündigt werden.

2. Die Gemeinde ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen,

         a) wenn der Abnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig Eigentum der Gemeinde be-

             schädigt oder Wasser vertragswidrig im Sinne des § 21 entnimmt oder bezieht;

         b) bei Nichtbezahlung fälliger Rechnungen aus dem Wasserversorgungsvertrag;

         c) bei Verweigerung einer im Sinne des § 23, Pkt. 4, von der Gemeinde geforderten 

             Sicherheit;

         d) bei Verweigerung des Zutrittes im Sinne des § 17, Pkt. 2, nach vorausgegangener

             schriftlicher Aufforderung an den Abnehmer.

         e) wenn der Abnehmer auf das Wasserversorgungsnetz rückwirkende Störquellen trotz

             schriftlicher Aufforderung in angemessener Frist nicht beseitigt oder bei Gefahr in 

             Verzug bzw. mangelhafter Verbrauchsanlage (siehe § 12, Pkt. 6) des Abnehmers.

     3. Die Gemeinde hat die gemäß Pkt. 2 eingestellte Wasserversorgung unverzüglich wieder 

         aufzunehmen, 

         a) in Fällen des Pkt. 2 lit. a, b und c nach Bezahlung des geforderten Betrages oder nach

             Einigung über den Schadenersatz, über die Zahlungsmodalitäten oder über ent-

             sprechende Sicherheiten;

         b) in den Fällen des Pkt. 2 lit. d bei Einigung über die künftige Vermeidung des Anlasses

             der Einstellung der Wasserversorgung;    

         c) in den Fällen des Pkt. 2 lit. e nach restloser Beseitigung der Störquellen.

    4. Die fristlose Einstellung der Wasserversorgung gemäß Pkt. 2 durch die Gemeinde ist

        unzulässig,

         a)  wenn die der Gemeinde zugefügten Vermögensnachteile im Mißverhältnis stehen zu

              jenen, die dem Abnehmer aus der Versorgungseinstellung erwachsen würden und Be-

              denken nach Pkt. 2 lit. b nicht bestehen.

          b) solange die Durchsetzung oder Erfüllung des Forderungsanspruches der Gemeinde im 

              Sinne der Einigungen gemäß Pkt. 3 lit. a geregelt werden kann.

§ 26

1. Ein Wechsel in der Person des Abnehmers ist der Gemeinde unverzüglich schriftlich anzu-

    zeigen.

2. Bei Unterlassung der fristgerechten Anzeige gemäß Pkt. 1 bleibt der bisherige Abnehmer 

    gegenüber der Gemeinde verpflichtet.

X.

Verwendung von Wasser

§ 27

1. Wasser darf nur für die eigenen, angemeldeten Zwecke des Abnehmers entsprechend dem Wasserversorgungsvertrag verwendet werden. Die Weitergabe von Wasser an Dritte ohne schriftliche Zustimmung ist nicht zulässig, wenn dem Interesse an der Weitergabe überwiegend versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenstehen.

2. Ein Inverkehrbringen des von der Gemeinde gelieferten Trinkwassers als abgefülltes oder verpacktes Trink- oder Tafelwasser bedarf der ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung der Gemeinde.

XI.
Sonderbestimmungen für Abnehmer,
die Unternehmer sind
§ 28
1. Haftung der Gemeinde

    Für reine Vermögensschäden und Schäden, die durch die Nichtlieferung von Wasser ent-   

    stehen, gilt § 4.

    Darüber hinaus haftet die Gemeinde auch nicht für Sachschäden, die ein Unternehmer

    erlitten hat, der die beschädigte Sache ausschließlich oder überwiegend in seinem Unter-

    nehmen verwendet hat, es sei denn, der Schaden ist durch Vorsatz oder grobe Fahr-

    lässigkeit der Gemeinde, deren Organe oder Bedienstete verursacht worden.

2. Zurückhaltung von Zahlungen und Aufrechnung mit Gegenansprüchen

    Die Zurückhaltung von Zahlungen durch den Abnehmer sowie die Aufrechnung mit all-

    fälligen Gegenansprüchen ist in jedem Fall ausgeschlossen.

XII.
Schlußbestimmung
§ 29

Diese AVB-Wasser wurden in der Sitzung der Gemeindevertretung am 8. Oktober 1997 beschlossen und treten nach Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft. Diese bilden einen integrierenden Bestandteil des jeweiligen Wasserversorgungsvertrages.
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